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Kurzzusammenfassung:
Die per l. Januar 2026 in Kraft getretene Re-

vision des schweiz.erischen Werkvertragsrechts

führt zu wesentlichen Neuerungen der werk-
und kaufrechtlichen Gewährleistungsordnung
im Bau- und Immobilienbereich. Zenuale Ele-
mente sind die Einftihrung einer zwingenden
Rügefrist von mindestens 60 tgen, die Ein-
ftihrung eines zwingenden Nachbesserung_s-

rechts für Neubauten im Grundstückkaufrecht
sowie die teilzwingende Ausgestaltung der

ftin fi ähri gen Verj ährungsfrist.
Die Rävision beschränkt sich nicht auf klas-

sische \Verkverträge, sondern erfasst über neue

kaufrechtliche Verweisnormen insbesondere

Grundstückkaufuerträge bei Neubauten und
uKauf ab Plano-Konstellarionen. Dadurch ent-
steht dtne weitgehende Angleichung von 'üü'erk-

und Kaufrecht im Baukontext. Für die notari-
elle Praxis ergeben sich daraus erhebliche Aus-
wirktrngen sowohl in der Venragsgestalrung als

auch in der Beratung.

l. Einleitung:
Die Revision des Werkvertragsrechts ist am

l. Januar 2026 in Kraft getreten. Sie verfolgt
das Ziel, die Rechtsstellungvon Bauherren und
Käufern im Immobilienbereich z.u stärken und
soll die als unbefriedigend empfirndenen
Rechtsfolgen des bisherigen Gewährleistungs-
rechts korrigieren.

Obwohl die neuen Besdmmungen bereits

Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Ab-
handlungen waren, zeigt sich in der Praxis wei-
rerhin ein erhebliches Umsezungsdeftzit, ins-
besondere in der Baubranche. Die Sensibilisie-

rung ftir die neuen Regeln ist noch nicht flä-
chendeckend erfolgt, was zu erheblichen Risi-
ken in der Venragsgestaltung ftihrt.
Für die notarielle Praxis ist die Revision von
besonderer Bedeurung, weil sie nicht nur das

Verlcvenragsrecht betrifft, sondern über neue

kaufrechtliChe Bestimmungen auch unmittel-
bar in Grundstückkaufrerträge hineinwirkt.
Der vorliegende Beitrag stellt z.unächst die we-

sen tl ichen 
- 

An de ru n gen im \(/erkvertragsrech t
dar, beleuchtet anschliessend die Auswirkun-

gen auf das Grundstückkaufrecht und zeigt

Jchliesslich die Konsequenzen ftir die notarielle
Praxis in Vertragsgestaltung und Beratung auf.

2. Übersicht über die revidierten Bestim'
mungpn
2.1. Zwingende Rügcfrist
Nach bisherigem Recht galt im'\üferkvertrags-
recht grundsätzlich eine sofortige Rügeoblie-
genheit. Mängel mussten innert kurzer Frist
(3-5 Tagel angezeigt werden. Bei Vereinbarung
der SIA-Norm I l8 galt zwar ftir viele Fälle eine

flexiblere Regelung, jedoch blieb insbesondcre

bei verdeckten Mängeln nach Ablauf der zwei-
jährigen Frist ebenfalls eine sofortige Rüge er-
forderlich. Diese Regelung führte in der Praxis

zu erheblichen Unsicherheiten, vor allem hin-
sichtlich des Beginns der Rügefrist und der

Qualifikation eines erkennbaren Mangels. Die
Rechtsfolgen bei verspäteter Rüge waren ein-
schneidend: Die Sache galt als genehmigt,
sämtliche Mängelrechte gingen unter.

Neu wurde deshalb eine Rügefrist von min-
destens 60 Tägen eingeftihrt. Diese Rügefrist ist

teilzwingend, d.h. sie darf nicht verkürzt wer-
den. Eine vertragliche Verlängerung ist aber

möglich. Die zwingende Rügefrist von 60 Tägen

gilt sowohl für offene als auch ftir verdeckte

M:ingel. Von besonderer Relevanz ist dabei, dass

diese Regelung nicht auf den Werkvertragsbe-

reich beichr?inkt bleibt, sondern auch auf
Grundstückkaufueruäge Anwendung fi ndet.

Die 60+ägige Rügefrist gelangt bei Mängeln
an unbeweglichen !üerken, d.h. an sämtlichen
Bauwerken (n icht jedoch bei beweglichen \(/er-
ken wie beispielsweise einem Stuhl), zur An-
wendung. Sie gilt sodann auch bei Mängeln an

beweglichen \ferken, sofern diese bestim-
mungsgemäss in ein unbewegliches lVerk inte-
griertwerden, erwa bei einem versteckren Man-
gel eines Fensters oder eines in eine Vohnung
äingcbauten Kühlschranks. Wird der Mangel
am beweglichen W'erk hingegen bereits vor
dem Einbau erkannt, ftndet die sofortige Rüge-

frist Anwendung und nicht die 60-tägige Frist;
diese Abgrenzun gsfrage wi rd vorliegend j edoch

bewusst nicht weiter vertieft. Schliesslich gilt
die 60-tägige Rügefrist auch ftir Mängel, die
auf fubeitsleistungen von Architekten oder In-
genieuren zurückzuftihren sind. Dies ist inso-
Fern sinnvoll und konsequent, als andernfalls
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bei Planungsfehlern weiterhin eine sofortige
Rügc erforderlich wäre.

Zu beachten bleibt sodann, da-ss die Schaden-
minderungspfl icht im Einzelfall zu ei ner faktisch
kürzeren Rügefrist ftihren kann. lVenn aufgrund
eines Mangels erwa Wasser in eine rVohnung

eindringt und schnelles Handeln crforderlich ist,
sollte man mit der Rüge nicht 60 Tage zuwarren,
ansonsren man ftir die Vergrösserung des Folge-
schadcns veranrwonlich bleibt. Veirer ist zu be-
achten, dass die Prüfobliegenheit bei dcrAbnah-
me des Werkes unverändert bestehen bleibt: War
ein Mangel bereits bei der Abnahme offensicht-
lich und wird er dennoch nicht gerügt, gilt das
Verk als genehmigt, sodass insoweir nicht auf
die 60-tägige Rügefrist abgestellt werden kann.
Schliesslich ist auf das Verhältnis zur SIA-Norm
I 18 hinzuweisen, welche in der Praxis häuffg
vereinbart wird. Dic zwingende 60-tägige Rüge-
frist geht dieser Norm vor und ftihrö zunächst
zu einer Disklepanz zu Art. 179 Abs. 2 der SIA-
Norm, welcher ftir verdeckre Mängel eine sofor-
dge Rüge vorsah. Diese Inkonsistenz wurde in-
zwischen dtrrch die Korrigenda SIA I l8-
Cl:2026 behoben.

2.2. Zwingendes Nachbesserungsrecht
Im \Terkvenragsrecht konnre man das Nachbes-
serungsrecht bisher wegbedingen, und dem
Kaufrertragsrecht war ein gesetzl iches Nachbes-
serungsrecht gar völlig frernd. In der Praxis war
deshalb oft zu beobachten, dass die Mängelrech-
te bei Grundstückkaufrerträgen vollständig
wegbedungen werden oder - unter Ausschluss
dcr Gewährleistung des Verkäufers - an die
Käuferschaft abgetrercn wurden. Der Käufer
musste jeweils selbst prüfen, ob der Mangel auf
Planung, Bauleitung oder Ausführung zurück-
zuführen ist, gegen wen derAnspruch zu richtcn
ist und ob die Mälgelrechte überhaupt noch
bestehen. Zudem hame er zunächst zu klären,
welche Unternehmer überhaupt am Bau betei-
ligt waren. Bis zur Beschaffung der entsprechcn-
den Unternehmerlistc vom Verkäufer konnte die
Rügefrist bereits verstrichen sein. Dies ftihne zu
einer starken Bcnachteiligung von lVerkbesrel-

lern und vor allem von Käufern, welche man mir
der Revision bcheben wollte.

Mit der Revision wurde deshalb ein zwingen-
des Nachbes.serungsrecht eingeführr, das weder
im Voraus ausgeschlossen noch eingeschränkt

werden kann. Es gilt jedoch nicht ftir särmrliche
'Werkvenräge, 

sondern beschränkt sich auf Bau-
werke. Darüber hinaus wurde diese Regelung -
was ftir die notarielle Praxis besonders relcvant
ist- aufGrundstückkaufuerträge ftir Neubauten
ausgeweitet, sprich auf noch zu errichtende Ob-
jekte (,Kauf ab Plann) sowie auf innerhalb der
letzten zwei Jahre ersrellte Liegenschaften. Dog-
matisch isr dabei hervorzuheben, dass in diesen
Konstellationen auch der Verkäufer eines Neu-
baus nachbesserungspflichtig wird, obwohl er
das Verk allenfalls gar nicht selbst erstellt hat.
Das Nachbesserungsrecht richret sich dabei
nach werkvercraglichen Grun&ätzen, das heisst
auch hier muss eine Nachbesserung objektiv
möglich und verhältnismässig; sein.

2.3. Vcrjährungsschutz
Die Verjährungsfrist ftir Mängel an Bauwerken
beträgr ftinfJahre und ist neu teilzwingend aus-
gestaltet. Eine Verkürzung zum Nachteil des Be-
stellers oder Käufers ist ausgeschlossen. Dies gilt
sowohl ftir 'W'erkverrrdge über unbewegliche
\7erke, einschliesslich solcher beweglichen \fer-
ke, die bestimmungsgemäss integriert werden,
als auch ftir sämtliche Grundstückkaufverrräge.
Die Frist beginnt beim Werkvertrag mit derAb-
nahme des \flerkes und beim Grundstückkauf-
vertrag mit der Eigenrumsübeftragung.

3. Übergangsrechc Änwendbares Recht bei
laufenden Immobilienprojekten
Die revidierten Besdmirungen sind am l. Ja-
nuar 2026 in Kraft gerrccen. Da der Gesetzgeber
keine besonderen Ubergangsbestimmungen
vorgesehen har, gilr die allgemeine Regel der
Nichtrückwirkung. Das neue Rechr findet so-
mit ausschliesslich auf Venräge Anwendung,
die ab dem l. Januar 2026 abgeschlossen wui-
den. Bereim zuvor abgeschlossene Verträge blei-
lren unverändert dcm bisherigen Rechr unter-
stellt, selbst wenn die neuen Regelungen zwin-
genden Charakrcr aufweisen. Massgeblich ist
dabei der Zeitpunkt des Vertragsschlusses bzw.
der Beurkundung und nicht jener der Eigen-
tumsübertragung oder des Besirzesantritrs.

Besonderc Herausforderungen ergetren sich
bei laufenden Immobilienprojekten in der
Übergangsphase. Je nach Konstellation könncn
innerhalb desselben Projekm unterschiedliche
Bestimmungen zur Anwendung gelangen, sei
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es im Verhältnis zwischen Bauherr und Unter-

,r.ir-". na.r zwischen Bauherr und Käufer'

Ünter Umständen gelten sogar gegenüber ver-

schiedenen Käufern desselben Projekts unter-

schiedliche Gewfirleistungsbestimmungen'
Diesem Umstand ist sowohl bei der Vertrags-

".rr*l,ung 
als auch bei der rechtlichen Bera-

iung .thüh,. Aufmerksamkeit zu schenken'

4. Auswirkungen der Revision euf die nota-

rielle Praxis
bi. i..hfole.nden Ausftihrungen erheben kei-

nen Anspruäh auf Vollständigkeit, sondern be-

schränken sich auf ausgcwählte fupekte der

Revision, welche Fur die notariellc Praxis von

L"rond"r., Relevanz sind' Zu berücksichtigen

i;d";, dass zahlreiche Auslegungs- un{ A!-
srenzunqsfraeen bislang ungeklärt sind' Es

ül.ib, däh"t"abzuwarten, wie sich die Recht-

,pr."n"ng und die Praxis in der Baubranche zu

i.n n"u.ä Bestimmungen entwickeln wird'

4. 1. Auswirkungen auf dieVertragsgestdjl"g
4.1.1. Genereller Gewährleistungpausschluss

unterzeichnung. Im Zusamme.nhang.mit Ap-

Daratcn und Gäräten (wie Kühlschrank' Koch-

["rä, g".kof.n oder \üüaschmaschine) wurde in

ä"t-ilittt..i g.n Vert ragspraxis häufi g., auf d ie

vom Herste'iler oder Lieferanten gcwährte Ga-

ranticfrisr von in dcr Regel ein bis zwei Jahren

abeestellt. Eine solche Regelung ist nach neuem

Reiht nicht mehr zulässig, soweit es sich um

Geräte handek, die bestimmungsgemäss in ein

unbewegliches Verk integriert wcrden' Auch

insoweit eilt nämlich nun z-wingend dle lunt-

iäh riee Väiährungsfrist.
' Zi..k*atsis eischeint es dahcr, im Vertrag

nicht starr eine"fünfiährige Frist zu normieren'

sondern auf die gesetzlichen Bestimmungen zu

u..*.it.". Andänfalls müsste man im Rah-

men der Vertragsredaktion im Ein'zelnen prü-

f.n, *"tth. Ge"räte des jeweiligen Bauvorha-

bens als fest integriert und damit von der zwin-

genden Verj fi rulngsregel erfasst gelten'

4.1.3. Verweis auf SIA-Norm ll8
fiintl.tt,ti.tt der Gewährleistung wird in der

Praxis häufig auf die SIA-Norm 118 verwiesen'-Oi.t. 
it, iedäch infolge der Revision nicht mehr

i,', 
"llen 

h,rrrkten akiuell, da fut' 179 ftir ver-

J..[t" Mattg.l bislang eine sofonige Rügcoblie-

n.rrheit zwisihen deri zweiten und ftinfccn Jahr

i.tt"f,- O.t SLA hat darauf reagiert und im Rah-

men der Korrigenda SIA ll8-C1:2026 eben'

f"lls 
"ine 

60-tlgige Rügefrist eingeftihrt', Da

diese Ergänzung nicht automatisch zum ver-

.rnrb.tändteiliildet, ist in den Kaufuenrägen

J.iV"t*"it auf die S[A-Norm ll8' um diese

Korrigenda zu ergänzen.

nicht mehr zuläscig
Bei Neubauten ist eine generelle Abtretung der

mlt elnem Cewähr-
mehr zulässig. Dies

aus dem zwingenden
sowie der zwingenden

geseheno aber weiterhin zulässig'

4. 1.2. VeriährungPfrist
öi. V.riattiuns kön nicht aufiweniger als fünf

1"h.. u"rktirzt"*.rd.n. Unzulässig ist dabei so-

wohl cine Verkürzung dcr ftinfiahrigen Ve riäh-

runesfrist als auch deren verrragliche Vorver-

l"g.iung auf einen Zeitpunkt u91 d:t, Eige,n

t,-,ästbärtt"gung' erwa aufl den Abschluss der

Bauarbeiten 
"od"i 

dett Zeitpunkt der Vertrags-

4.r.4. Überprüfung ndter Klauselno

ö.n.*U ist eine Übeiprüfungbestehender oalteo

Klauseln undTextbausteinc angezeigt' Dabei geht

es nicht um die Anpassung bereits abgeschlose-

ner Verträse, da diese mangels Vorwirkung des

n.uen ReÄts unverändert gühig bleiben' Viel-

mehr betrift die Überprüfung die in der Praxis

verwendeten Standardidauseln zur Gewfirleis-

rune, Diesbezüglich kann auf das l(reisschreiben

iqr.'slzozs d.röIFLA u.n'viesen werden, welches

aufuiet, welche Bestimmungen in der Muster-

urkunä"n-S"*mlungdes Kantons Bern (MUSA-

KO) anzupassen sind. Eine inhaltliche-AnPassung

ai"*i r"r.i""rsammlung hat Stand heute noch

nicht stangefirnden, ist aber in Kürze zu erwarten'

EO
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\Jüenn nalte Klauselnn nicht angepasst werden,
sind diese aufgrund der Unvereinbarkeit mit
zwingendem Recht unwirksam und gelangen
nicht zur Anwendung. Dies hat z.war keinen
Einfluss auf die Gültigkeit des Kau&errags als

solchen, ist jedoch aus systematischer Sicht un-
sauber und kann unter Umständen haftungs-
rechtliche Konsequenzen für die Urkundspcr-
son nach sich ziehen.

6. Auswirkungen auf die Beratung und Auf-
klärungspflichten
Die neuen Bestimmungen ftihren geradc in der
Ubergangsphase zu unerwarteten Konsequen-
zen und fusikokonstelladonen ftir die Vertrags-
parteien. f)araus ergibt sich eine erweiterte Be-

deutung der anwaldichen und notariellen Be-
rarungsrätigkeit.

6.1. Divergierende Verjährungp- und Rüge-
fristen
Die Verj äh rungsfrist von ftinf Jahren beginnt im
Verhältnis zum Baumeister mit der Fenigstel-
lung der entsprechenden Bauarbeiten zu laufen.
Demgegenüber beginnt die ftinfiährige Verjäh-
rungsfrist im Verhdltnis zum lSiufer erst mit
dem Zeitpunkt des Verkauß bzw. der Eigen-
rumsübertragung. Daraus kann sich eine erheb-
liche zeitliche Diskrepanz von mehr als zwei

Jahren ergeben, mit der Folge, dass der Verkäu-
fer gegen Ende der Verjährungsfrist mit Män-
gelansprüchen des Käufers kon fron tiert werden
kann, ohne noch einen Regressanspruch gegen-
über dem Unternehmer geltend machen zu
können.

Auf diese Diskrepanz ist der Verkäufer nach
Möglichkeit rechzeitig hinzuweisen. ln der
Vertragsgestaltung ist daher zu empfehlen, die
\Terkvcrträge mit den Unternehmern entspre-
chcnd auszugestalten, namentlich durch Ver-
schiebung des Beginns der Verjährungsfrist auf
die Vollendung des Gesamrwerks sowie durch
cine Verlängerung der Verjährungsfi'ist auf
idealerwcise sieben Jahre.

Ob sich solche Anpassungen im Markt
durchsezen werden, blcibt abzuwarten. Der-
zeit ist noch nicht ersichdich, dass entsprechen-
de Enrwicklungen flächcndeckend erfolgen.
Vielmehr besteht der Eindruck, dass die Tiag-
weite der neuen Regelung in der Baupraxis teil-
weise noch unterschätzt wird. Umso wichtiger

ist es, dass im Rahmen der notariellen bzw.
anwaldichcn Bcratung auf diesc Risikokonstel-
larion ausdrücklich hingewiesen wird.

Das gleichc Problem stellt sich auch im Zu-
sammenhang mit den Garandefristen von Her-
stellern bzw. Lieferanten von Geräten, die in
der Regel unter ftinf Jahren liegen. Als mögli-
che läsung sind auch in diesen Konstelladoncn
Garantieverlängerungen zu prüfen, wie dies in
der Praxis teilweise bereits umgesetzt wird.

Ein weiterer fupekt betrifft den Beginn der

-ffinfiährigen Verjdhrungsfrist, welche mit der
Eigentumsübertragung zu laufen beginnt. Er-
folgt die Eigenrumsübertragung gleichzeitig mit
dem Besitzesantritt, ergibt sich in der Praxis kein
Problem. Im Fatl des nKaufs ab Plan, erfolgt die
Eigentumsübertragung jedoch häufig bereits vor
dem Besitzesantritt. Dies insbesondere aus fi-
nanzierungstechnischen Gründen, da die Ban-
ken andernfalls keine Mittel ftr Ratenzahlungen
nach Baufonschrit freigeben. Bei einer Bauzeit
von beispielsweise zwei Jahren kann dies dazu
führen, dass beim Zeitpunkt des Besimesan-
tritts - sprich wenn die Vohnung effektiv be-
zogen werden kann - bereits zweiJahre der ftinf-
jährigen VerjährungsFrist abgelaufen sind, was

ftir den Käufer entsprechend nachteilig ist. Die-
sem Dilemma gilt es in der Beratung und der
Vertragsgestaltung Rechnung zu tragen.

Schliesslich sind auch die möglicherweise di-
vergierenden Rügefristen im Auge z.u behalten.
Der Käufer eines Neubaus untersteht der 60+ä-
gigen Rügefrist, während der Verkäufer gegen-

über den Unternehmern unter Umständen wei-
terhin einer sofortigen Rügeobliegenheit nach
altem Recht unterliegr. Daraus ergeben sich
grundsätzlich keine unmittelbaren Nachteile frir
den Verkäufer, da seine Rügefrist ersr mit Kennt-
nisnahme des Mangels zu laufen beginnt, welche
in der Regel durch die Rüge des l(äufers ausge-
löst wird. Gleichwohl ist er darauf hinzuweisen,
dass im Verhältnis zu seinen Unternehmern wei-
terhin die strengere sofortige Rügeobliegenheit
nach altem Recht massgeblich bleibt.

Anmerkungen:

1 Überarbeiteter Vortraggehalten am Bündner Notaren-
tag am l Mai 21126
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